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Bei 11 Jam wurde gesetzlicher Feiertag
Beschluß des Bundestages — Symbol der deutschen Einheit

Bonn (DPA). Der 17. Juni wird künftig gesetzlicher Feier­
tag sein. Der Bundestag beschloß in allen drei Lesungen ein 
Gesetz, das diesen Tag zum „Tag der deutschen Einheit“ und 
zum gesetzlichen Feiertag erklärt. Alle Abgeordneten bis auf 
die Kommunisten stimmten für das Gesetz.
Ein kurzer Vor Spruch zu den strationen im sowjetischen Be-

vier Paragraphen lautet: „Am 
17. Juni 1953 hat sich das deut­
sche Volk in der sowjetischen 
Besatzungszone und in Ostberlin 
gegen die kommunistische Ge­
waltherrschaft erhoben und un­
ter schweren Opfern seinen 
Willen zur Freiheit bekundet. 
Der 17. Juni ist dadurch zum 
Symbol der deutschen Einheit 
in Freiheit geworden.“

Als Bundestagspräsident Dr. 
Ehlers der bekannten und unbe­
kannten Opfer des 17. Juni ge­
dachte, erhoben sich die Abge­
ordneten. Nur die Kommunisten 
blieben sitzen.

Die Regierungsparteien und 
die SPD hatten beantragt, diesen 
Tag zur Erinnerung an den Auf­
stand und die Freiheitsdemon-

satzungsgebiet zu einem Ge­
denktag zu machen. Die Regie­
rungsparteien schlugen vor, den

17. Juni zum nationalen Ge­
denktag zu bestimmen. Die SPD 
wünschte, daß der 17. Juni der 
Nationalfeiertag des deutschen 
Volkes werde. Beide Vorschläge 
wurden von den zuständigen 
Ausschüssen zu einem gemein­
samen Gesetzentwurf zusam­
mengefaßt.. (Siehe auch S. 3.)

Mort-Programm der Wiedervereinigung
Bonn (DPÄ/AP). Der deutsche 

Bundestag nahm eine Entschlie­
ßung an, in der erneut die Wie­
dervereinigung gefordert und 
von der Bundesregierung alle 
Maßnahmen verlangt werden, 
die der Bevölkerung in der So­
wjetzone helfen und den Inter­
zonenverkehr normalisieren kön­
nen. Zuvor hatte der Bundes­
kanzler in einer Regierungser­
klärung dem Bundestag ein 
Sech sp unkte- S of ortpr ogi amm b e- 
kannigegeben, das die Wieder­
vereinigung Deutschlands ein­
leiten soll. Das Sofortprogramm.

Auch Ungarn befürchtet Aufruhr
Regierung umgebüdet —  KP-Dreierkollegium
Budapest (AP/DPA). Als zwei­

tes kommunistisches Land hin­
ter dem Eisernen Vorhang hat 
Ungarn nach dem Beispiel der 
Sowjetzsne am Sonnabend eine 
innenpolitische Kurswendung um 
180 Grad vollzogen. Gleichzeitig 
wurde eine neue Regierung ge­
wühlt, die in der Besetzung der 
Schlüsselpositionen eine Reihe 
neuer Namen aufweist. Das auf­
fallendste Merkmal des Kurs­
wechsels ist das Aui'geben der 
überstürzten Industrialisierung 
des Landes, die in Ungarn — 
einst eines der landwirtschaft­
lich reichsten Länder Europas — 
zu Hungersnöten geführt hatte. 
Nach Ansicht politischer Beob­
achter ist der Kurswechsel u. a. 
auf die Befürchtung znrüekzu-

führen, daß die Unruhe und 
Unzufriedenheit der Bevölke­
rung in kürzester Zeit wie in 
der Sowrjetzone zu offenen Un­
ruhen führen können.

Der bisherige Ministerpräsi­
dent Rakosi wurde vom Parla­
ment nicht wiedergewählt. Er 
wird durch Imre Nagy ersetzt, 
den Landwirtschaftssachverstän­
digen der ungarischen KP. Ra­
kosi scheidet aus dem Kabinett 
aus, behält jedoch den Vorsita 
im Politbüro und in der KP.

Der Posten des Generalsekre­
tärs der Partei, den Rakosi be­
kleidete, war vor einigen Tagen 
abgeschafft worden. Die Ge­
schäfte wurden nach sowjeti­
schem Vorbild einem Dreier­
kollegium übertragen.

soll den 'Westmächten zugeleitet 
werden.

Es enthält folgende Punkte:
1 . Öffnung aller Zonenüber« 

gange.
2. Aufhebung des Sperrstrei» 

fens und der evakuierten Zone 
entlang der Zonengrenze.

3. Freizügigkeit aller Deut® 
sehen in ganz Deutschland,

4. Presse- und Versammlung^ 
freiheit.

5. Zulassung der Parteien.
6. Schaffung demokratischer 

lieehisformen zum Schlitze des 
Menschen gegen Willkür und- 
Terror.

Seinem Sofort-Programm fügte 
d'er Kanzler den Wunsch an, 
daß die Sowjetunion ihre Auf­
richtigkeit und ihren Willen zu 
einer Annäherung dadurch be­
weisen möge, daß sie zunächst 
alle Gefangenen, dann aber auch 
die Verschleppten und die poli­
tischen Häftlinge, freigebe.

Der Kanzler hatte seine Er­
klärung mit einem Bericht über 
den Aufstand in Ostberlin und 
in der Zone eingeleitet. Er gab 
bekannt:

„Wir haben Grund zu der An­
nahme, daß nach den Unruhen 
62 Todesurteile volistreckt wur­
den und bisher rund 25 000 Per­
sonen verhaftet worden sind. 
Diese Toten werden eingehen in 
die Geschichte des deutschen 
Volkes.“ v »
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Bessere Sieht
Verwirrung und Unbehagen 

der Machthaber in der Sowjet-, 
zone sind trotz der äußerlich 
wiederhergesteilten Ruhe nicht 
geringer geworden. Wie eine 
politische Dirne muß Ulbricht 
um die Geneigtheit der Arbei­
terschaft buhlen, deren Gefühle 
man sich gut vorstellen kann. 
Der östliche Propagandaapparat 
macht groteske Sprünge, um 
den Einsatz der sowjetischen 
Panzer zu beschönigen, der of­
fenbar sogar im sowjetischen 
Hinterland übel vermerkt wor­
den ist. Daß die plötzliche Re­
solutionswelle der Moskauer 
Großbetriebe auf irgend jemand 
in Deutschland oder in der Welt 
Eindruck macht, werden die So­
wjets selbst nicht glauben. Also 
müssen und wollen sie anschei­
nend so der russischen Arbeiter­
schaft die überraschende Erhe­
bung der Arbeiterschaft der So­
wjetzone erklären. Keine leichte 
Aufgabe, wenn man jahrelang 
durch Pieck, Grotewohl, Ul­
bricht und Genossen nur über­
schwengliche Glück- und Dan- ' 
kesbezeugungen aus dem sowje­
tischen Besatzungsbereich hat 
hören lassen. Interessant, wie 
die sowjetische Propaganda aus 
der Zwickmühle herauszukom­
men sucht: sie erklärt die Volks­
erhebung der Sowjetzone nicht 
nur als ein Werk des westlichen 
Imperialismus, sondern sogar als 
Versuch, Krieg, eine Art zwei­
ten Koreakrieg, zu inszenieren. 
Damit wären die bloßen Fäuste 
der Ostberliner Arbeiter Werk­
zeuge des Krieges und die so­
wjetischen Panzer Werkzeuge 
des Friedens . . . Verrückter 
geht es nicht, pflegt der Berliner 
in solchen Fällen zu sagen.

Die Lehre ziehen!
Für den politischen Beobach­

ter sind die Verrenkungen der 
Propaganda ein Zeichen mehr, 
in welch’ große Schwierigkeit 
die kommunistische Politik ge­
raten ist. Sie sollte die ohnehin 
nachdenklich gewordene sowje­
tische Politik zu neuen Über­
legungen über die Zweckmäßig­
keit ihrer bisherigen Deutsch­
landpolitik bringen. Daß die So­

wjets immer sehr bemüht sein 
werden, nicht vor ihrem eigenen 
Volk und den engeren Satelliten 
das Gesicht zu verlieren (siehe 
die erwähnte Moskauer Resolu­
tionswelle und die albernen 
Tag-X-Märchen der SED-Pres- 
se), ist klar. Dennoch wäre die 
beste sowjetische Politik in die­
ser Situation, auf 'Winkelzüge 
zu verzichten und in souveräner 
Geradheit der Sowjetzone den 
Weg zu freien "Wahlen und 
freier politischer Betätigung 
freizugeben. Stalin soll einmal 
gesagt haben, zu den Deutschen 
passe der Kommunismus wie 
der Sattel zur Kuh. Der Kreml 
brauchte nur aus dieser völlig 
richtigen Erkenntnis die Lehre 
zu ziehen. Schlagender als durch 
den 17. Juni konnte ihre Rich­
tigkeit nicht bewiesen werden.

Gesamtdeutsches Grundgesetz
So ungewollt die politische 

Situation des Ostens in Deutsch­
land in stürmische Bewegung 
geraten ist, so zwingend ist da­
mit für den Wresten die Pflicht 
geworden, sich auf die Befrei­
ung der Sowjetzone .zu konzen­
trieren. Zuweilen schien man 
hier und da im Westen die deut­
sche Teilung für längere Zeit 
als eine Tatsache hinzunehmen. 
Wie dem auch sei, künftig ist 
solide und gesunde Politik in 
Europa einfach unmöglich, ohne 
den Schrei der Kämpfer und 
Opfer des 17. Juni nach deut­
scher Einheit in Freiheit als ka­
tegorischen Imperativ zu befol­
gen. Der Schwur des deutschen 
Kanzlers an der Bahre der To­
ten vor dem Rathaus Schöne­
berg ist in seiner Berufung auf 
das deutsche Volk zum gesamt­
deutschen Grundgesetz gewor­
den. An dem Schwur für Ein­
heit und Freiheit wird in 
Deutschland künftig jede Politik 
gemessen, deutsche und fremde, 
befreundete und gegnerische.

Aber die Erhebung des 17. Juni 
hat nicht nur den deutschen 
Einheitswillen in überwältigen­
der Weise aktiviert, sie hat auch 
der praktischen Politik zur Wie­
dervereinigung manche Schwie­
rigkeiten aus dem Weg geräumt. 
Sie hat nämlich gute klare Ant­
wort gegeben auf zweifelnde 
und ängstliche Fragen, welche 
die Aktivität mancher Politiker, 
Diplomaten, Beamten und Wirt­
schaftler in bezug auf die Wie­
dervereinigung gehemmt haben.

Eindeutige Wahl
In Gesprächen mit Politikern 

der freien Welt konnte man 
nicht selten die Sorge hören, 
wir Deutsche würden — wenn 
wir erst wieder vereint sind — 
ein Schaukelspiel zwischen West 
und Ost beginnen. Tauroggen 
und Rapallo spielten da eine 
Rolle. Die jüngsten Ereignisse 
sollten überzeugt haben, daß die 
deutsche Wahl zwischen der 
Welt der Freiheit und der Welt 
des Kommunismus eindeutig 
ist und daß diese "Wahl nirgends 
in der Welt entschiedener ist als 
im sowjetisch besetzten Deutsch­
land.

Nicht minder wichtig ist eine 
andere Lehre des 17. Juni. Man 
hat immer wieder gefordert, daß 
bei gesamtdeutschen Wahlen zur 
Wiedervereinigung die Freiheit 
der Wahlen in der Sowjetzone 
nicht nur erklärt, sondern auch 
garantiert sein müsse. Diese 
Forderung besteht zu Recht und 
muß bestehen bleiben. Aber wir 
wissen heute auch, daß wir um 
die Furchtlosigkeit und Ent­
schlossenheit eines Wahlbe­
kenntnisses in der Sowjetzone 
nicht besorgt zu sein brauchen.

Mutige Entscheidung
Ein Volk, das gegen einen 

scheinbar allmächtigen Staats­
apparat so aufzustehen wagte, 
wie es am 16. und 17. Juni ge­
schah, ein solches Volk wird 
auch in der Wahlzelle die Ent­
scheidung wagen, wenn, es nur 
erst soweit ist. Wesentliche 
Elemente freier Wahl und freier 
politischer Betätigung sind un­
verzichtbar, aber die Grenze 
zwischen dem 'Wesentlichen und 
Nichtwesentlichen ist zu unse­
ren Gunsten elastischer' gewor­
den — ein Gewinn für den Fall, 
daß es zu konkreten Verhand­
lungen über freie Wahlen ein­
mal kommen sollte.

Der 17. Juni hat manches weg­
gewischt, was der Wiederver­
einigung hätte hinderlich sein 
können. Die Zeit ist reif. Sicher, 
die Aufgabe bleibt gewaltig und 
schwer. Aber wer nicht wagt, 
der nicht gewinnt, sagt ein gu­
tes deutsches Sprichwort. Würde 
die Wiedervereinigung ‘und für 
sie eine entschlossene Politik 
nicht gewagt, so bliebe ein Pul­
verfaß im Herzen Europas ste­
hen. Auch das hat der 17. Juni 
gezeigt.



Im  Namen des VolkesAbgeordnetenhaus 
fordert freien Verkehr
Berlin (Eigenmeldung). Das 

Berliner Abgeordnetenhaus for­
derte die sofortige Wiederher­
stellung des ungehinderten Ver­
kehrs in Berlin. In einem Dring­
lichkeitsantrag aller Fraktionen 
wurde gegen die gegenwärtig 
unmögliche Form der Ausgabe 
von Passierscheinen protestiert. 
Es wurde festgestellt, daß 
die Beschränkungen im Ver­
kehr zwischen Ost- und West­
berlin im Wider Spruch zum 
Viermächte-Status der Stadt 
stehen. Gleichzeitig protestierte 
das Haus schärfsten» gegen die 
unmenschliche Behandlung von 
rund £000 während des Juni- 
Aufstandes verhafteten Ber­
linern, die widerrechtlich im 
Ostsektor inhaftiert sind.

Zum Kirchentag gerüstet
Hamburg (Eigenmeldung), In 

Hamburg findet vom 13. bis 1(5. 
August der diesjährige 5. Deut­
sche Evangelische Kirchentag 
statt. Das Treffen stellt unter 
dem Motto: „Werft Euer Ver­
trauen nicht weg.“

Die Deutsche Bundesbahn hat 
sich in-diesem Jahr zum ersten­
mal bereit erklärt, Fahrgästen 
der Kirchentags-Sonderzüge die 
Rückfahrt statt am 16. August 
am 25. August in Form von Ge­
sellschaftsfahrten zu ermög­
lichen. Dadurch können die 
Teilnehmer des Kirchentages 
mit ihrem Besuch in Hamburg 
zugleich einen Aufenthalt in 
Norddeutschland verbinden.

Während des großen Treffens 
in Hamburg werden am 15. Au­
gust über 20- Sonderveranstaltun­
gen evangelischer Verbände und 
Organisationen stattfinden.

10 000 evangelische Christen 
aus dem sowjetisch besetzten 
Gebiet werden am Deutschen 
Evangelischen Kirchentag teil- 
nehmen können. Wie von unter­
richteter Seite mitgeteilt wird, 
ist einem Antrag der Kirchen- 
tagsleitung entsprechend jetzt 
die Genehmigung für 10 000 In­
terzonenpässe zugesagt werden.

Appell 
an Oberkommissare

Berlin (DPA). Der Batsvor- 
sitzende der Evangelischen Kir­
che, Bischof Dibelius, hat den 
drei westalliieiten Oberkom- 
missaren nnd dem sowjetischen 
Hohen Kommissar Semjonow in

DT. Sehr schnell ist aus dem 
17. Juni das geworden, was er 
zu sein verdient: ein nationaler 
Feiertag', der uns an eine große 
geschichtliche Stunde und an 
die Opfer erinnern soll, die sie 
für die Einheit und Freiheit 
Deutschlands gefordert hat. Wer 
die Erhebung der Zone unmit­
telbar erlebte oder aus der 
Feme ihre geschichtliche Kraft 
verspürte, der weiß auch, daß 
es heute für die Deutschen kei­
nen besseren Tag zu einem ge­
meinsamen Akt nationaler Be­
sinnung geben kann als jenen 
17. Juni, den Tag, an dem über 
unterdrücktem deutschem Land 
das stürmische Kauschen kom­
mender Freiheit und Einheit zu 
vernehmen war. Wenigstens an 
diesem Tag werden künftig die 
Deutschen, was seit Jahrzehnten

nicht möglich war, sieh in 
e i n e m  Gedanken um e i n e  
Fahne und in e i n e m  Willen 
vereinen, der für immer auf die 
Wiedergewinnung und später 
auf die Wahrung unserer Ein­
heit und Freiheit gerichtet sein- 
wird.

Der Bundestag hat im Namen 
des ganzen deutschen Volkes 
gesprochen, als er diesen Feier­
tag schuf, wie umgekehrt , dia 
Handvoll Kommunisten sich er­
neut als Knechte Moskaus be­
währten, indem sie als einzige 
widersprachen. Das ist ganz in 
Ordnung, und man sollte sie 
nicht tadeln. Ihre Haltung 
wird nämlich dazu beitra­
gen, sie in den kommenden 
Wahlen ganz aus dem deutschen 
Parlament zu fegen, in dem sie 
ein Fremdkörper sind.

Das Sofortprogramm
DT. Dem einmütigen Beschluß 

des Bundestages, der kürzlich 
zur Lösung der Deutschland- 
frage freie Wahlen, Bildung 
einer gesamtdeutschen Regie­
rung und einen mit ihr auszu­
handelnden Friedensvertrag for­
derte, hat der Bundeskanzler in 
seiner Regierungserklärung ein 
„Sofortprogramm“ hinzugefügt, 
das gleichfalls die einmütige 
Billigung aller vernünftigen 
Deutschen findet. Dieses Sofort­
programm bildet gewisserma­
ßen die unterste Stufe jeder Po­
litik zur Wiedervereinigung 
Deutschlands; es ist eine unent­
behrliche Voraussetzung freier 
Wahlen und der ihr nachfolgen­
den Aktionen, aus denen ein ge­
samtdeutscher Staat hervorgehen 
soll. Was Adenauer in seinen 
sechs Punkten fordert, das ist 
ziemlich genau das, was das von 
Stalin Unterzeichnete und dann 
so brutal verletzte Potsdamer 
Abkommen den Sowjets schon 
1945 zur Pflicht machte. Auf der 
Wiederherstellung der natürli­
chen und dazu vertraglich „ga­
rantierten“ Rechte der Zone 
müßte sich dann alles weitere 
aufbauen, was zur Wiederver­
einigung Deutschlands unerläß­
lich ist: freie Wahlen und Bil­
dung einer aus ihr hervorgehen-

einem Schreiben den dringenden 
Wunsch übermittelt, alle Be­
mühungen anzustellen, um die 
Wiedervereinigung Deutschlands 
zu erreichen.

den gesamtdeutschen Regierung 
an erster Stelle.

Das ist im ganzen ein ausge­
zeichnetes Programm — das ein­
zige, das überhaupt in Erwä­
gung gezogen werden kann, 
wenn es mit den Sowjets zu 
Verhandlungen über die Deutsch­
landfrage kommen sollte. Inso­
weit besteht wahrscheinlich auch 
Übereinstimmung zwischen der 
Bundesregierung und der sozial­
demokratischen Opposition. Dann 
jedoch beginnen, wie die außen­
politische Debatte wiederum ge­
zeigt hat, die nach wie vor 
schweren Meinungsverschieden­
heiten, die selbst in den Fragen 
der Methode einen fast grund­
sätzlichen Charakter zeigen. Was 
heute zur Lösung der deut­
schen Frage unter dem Eindruck 
des Juni-Aufstandes am besten 
geschieht, das bedarf noch der 
Klärung innerhalb der West­
mächte, zu der die Bundesregie­
rung bereits wichtige Impulse 
gegeben hat. Danach muß die 
Klärung dessen erfolgen, was 
unter selbstverständlicher Wah­
rung unverzichtbarer Vorausset­
zungen in Verhandlungen mit 
Moskau möglich oder unmöglich 
ist. Diese Klärung durch eine 
Viererkonferenz wünscht nach 
seiner eigenen Aussage auch der 
Bundeskanzler; er empfiehlt zu­
gleich einen vernünftigen Aus­
gleich mit der Sowjetunion, der 
auch ihr Wohlfahrt und Sicher, 
heit gewähren soll.



Dolles: Vor einem direkten Schritt 
in der Deutschland-Frage

Washington (DPA/AP). Beratungen über einen direkten Schritt 
der drei Westmächte hei der Sowjetregierung in der Deutsch­
land-Frage kündigte Außenminister Dulles für das geplante 
Treffen der Außenminister Großbritanniens, Frankreichs und der 
USA an. Bulies teilte mit, daß das Treffen etwa am 10. Juli in 
Washington stattiinden werde.
Die. Außenministerkonf erenz ist 

als Vorspiel und möglicherweise 
als Ersatz für die Bermuda- 
Konferenz der Ministerpräsiden­
ten' der drei Länder gedacht, die 
wegen Churchills Erkrankung 
auf unbestimmte Zeit verschoben 
werden mußte. Wie in London 
mitgeteilt wurde, haben die Bot­
schafter der USA und Frank­
reichs in Großbritannien mit 
dem amtierenden britischen 
Außenminister Lord Salisbury

die Tagesordnung der Konferenz 
ausgearbeitet.

Im Zusammenhang mit der 
Deutschlandfrage wies Dulles am 
Dienstag auf die „ausgedehnte 
Unruhe*' in den Satellitenstaaten 
der Sowjetunion hin, die deut­
lich zeigte, daß die Sowjetunion 
den Bogen überspannt habe und 
die versklavten Völker es ab­
lehnten, ihr Schicksal von Mos­
kau aus lenken zu lassen.

Unterdrückung durch Mord!
Kopenhagen (DPA). Der Gene­

ralrat der Internationalen Trans­
portarbeiter - Organisation, der 
sechs Millionen Mitglieder in 47 
Ländern angehören, hat sich ge­
gen die Verhältnisse in der So­
wjetzone und der Tschechoslo­
wakei gewandt.

Die Ereignisse hätten bewie­
sen, daß die Existenz des kom­
munistischen Regimes nur durch 
Unterstützung einer fremden 
Macht aufrechterhalten werden 
könne.

Von den beiden größten kana­
dischen Gewerkschaften wurde 
in einem Schreiben an die so­
wjetische Botschaft in Ottawa 
der Einsatz sowjetischer Trup­
pen und Panzer gegen deutsche 
Arbeiter als „Unterdrückung der 
Rechte der Arbeiterschaft durch 
Mord“ bezeichnet.

„Unrecht-Regime"
Bonn (DPA/AP). US-Ober- 

kommissar Dr. Conant erklärte 
vor der Presse in Bonn, Ziel der 
DS-Politik sei nach wie vor 
die Wiedervereinigung Deutsch­
lands. Die Alliierten würden je­
den nur möglichen Druck aus­
üben, um dem Unrecht-Regime 
in der Sowjetzone ein Ende zu 
getzP'1

iCßisen zum Kreml
Berlin (DPA/AP). In dem glei­

chen Augenblick, in dem der 
US-Außenminister Bulies Ter­
min und Ziel des bevorstehen­
den Treffens der drei Außen­
minister bekannt gab, sind die

sowjetischen Botschafter in Lon­
don, Washington und Paris 
Überraschend zur Berichterstat­
tung nach Moskau geflogen.

Zarubin, der Sowjet-Botschaf­
ter -in Washington, hatte kurz 
vor seiner Abreise lediglich ge­
sagt, daß die Botschafter in 
Moskau die internationale Lage 
besprechen werden.

Recht auf Einheit
Erklärung des US-Senats- 

Aussciiusses
Washington (DPA). Der aus­

wärtige Ausschuß des US-Senats 
verabschiedete eine Sympathie­
erklärung für die Bewohner des 
sowjetisch besetzten Teils 
Deutschlands. In der Entschlie­
ßung wird im Kamen des ame­
rikanischen Volkes die „feste 
Überzeugung4’ zum Ausdruck ge­
bracht, „daß das gegenwärtig 
geteilte deutsche Volk das Recht 
hat, wieder eine vereinte Kation 
zu sein, die nach ihrer eigenen 
Zustimmung durch ihren in 
freien Wahlen zum Ausdruck 
gebrachten Willen regiert wird'*.

Die Resolution des Ausschus­
ses wird dem Senatsplenum und 
dem Repräsentantenhaus zur 
Verabschiedung vorgelegt wer­
den.

In der Resolution heißt es: 
„Der Kongreß der USA gibt 
auch seiner Freundschaft und 
Sympathie für die Bevölkerung 
Ostdeutschlands Ausdruck, vor 
allem für die, die unter der 
kommunistischen Herrschaft ge­
litten haben, weil sie als .Pa­
trioten der kommunistischen 
Tyrannei entgegentreten und die 
Taten des kommunistischen Re» 
gimes anprangerten."

Protestschreiben an Semjonow
Sitzung der Oberkommissare —  Einheit eine Notwendigkeit

Berlin (DPA/AP). Die Ober­
kommissare der USA, Großbri­
tanniens und Frankreichs haben 
erneut mit Nachdruck die Not­
wendigkeit freier gesamtdeut­
scher Wahlen, der Bildung einer 
gesamtdeutschen Regierung und 
der Aufnahme vonx Verhandlun­
gen über einen Friedens vertrag 
mit einer solchen Regierung be­
tont. Sie bezeichneten eine Wie­
dervereinigung Deutschlands in 
Freiheit als eine dringende Kot­
wendigkeit.

Gleichzeitig haben die Ober­
kommissare in einem Schreiben 
an den sowjetischen Hohen 
Kommissar, Semjonow, gegen 
die Aufrechterhaltung des Aus­
nahmezustandes in Ostberlin 
protestiert. Darüber hinaus seien 
alle willkürlich errichteten Hin­
dernisse zwischen der Sowjet­
zone und der Bundesrepublik zu 
beseitigen.

la n g  von Botschaftern
Bonn (DPA). Die drei Ge­

schäftsträger der Bundesrepu­

blik in Washington, London und 
Paris werden künftig den per­
sönlichen Rang von Botschaftern 
haben. Gleichzeitig wurde zwi­
schen den drei Westmächten und 
der Bundesregierung vereinbart, 
daß die drei alliierten Oberkom­
missare in Bonn ebenfalls im 
Range von Botschaftern stehen 
werden.

Auf deutscher Seite sieht man 
darin eine neue Demonstration 
der politischen Gleichberechti­
gung der Bundesrepublik.

Keine 
Vorbereitungen für 

Weitjugendfestspiele
Frankfurt/M. (AP). Der hessi­

sche Innenminister hat die Po­
lizeidienststellen angewiesen, 
sämtliche Vorbereitungen für 
die sogenannten Weltjugend­
festspiele, die im August in Bu­
karest stattiinden sollen, zu un­
terbinden,
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Lebenshaltung in der Zone teurer
Preispolitik trifft die Kleinverdiener am härtesten

Berlin (Eigenbericht). Die Ent­
wicklung der Lebenshaltungs­
kosten in der Sowjetzone ist 
durch zwei klare Tendenzen be­
stimmt: aufwärts bei den nied­
rigen, gleichmäßig bis leicht 
fallend bei den höheren Einkom­
menstufen, seit Beginn dieses 
Jahres jedoch bei allen Verbrau­
chergruppen steigend. Der 
Grund: das Bemühen der Re­

gierung um die Schaffung eines 
einheitlichen Preisniveaus. Im 
Zuge dieser seit September 1950 
zu. beobachtenden Politik wur­
den Preisannäherungen dadurch 
betrieben, daß die HO-Preise ge­
senkt, die Festpreise schritt­
weise aus der Zuteilung heraus­
genommener einzelner Waren je­
doch erhöht wurden. Für die 
sozial Schwächeren bedeutete 
die Herausnahme von Waren 
aus der Rationalisierung eine 
Verteuerung. Auch profitierten 
sie kaum von den Preissenkun­
gen der HO, in der sie weder 
davor noch danach nennenswert 
kaufen konnten. Die höheren 
Einkommensgruppen jedoch pro­
fitierten um so mehr, je mehr sie 
vorher in der HO gekauft hatten.

Seit April d. J. geigt sich eine

weitere Verteuerung der Le­
benshaltung bei allen Einkom­
mensgruppen durch die Heraus­
nahme aller Textilien (außer 
Säuglingsausstattungen) und 
Schuhe aus der Rationalisie­
rung. Trotz gleichzeitiger 15- 
bis 20prozentiger Senkung der 
HO-Preise für diese Waren 
bedeutet die Maßnahme nach 
einer Untersuchung des Deut­

schen Instituts für Wirtschafts­
forschung eine Preiserhöhung 
von 50 v. H. und mehr gegen­
über den Rationspreisen.

In die gleiche Zeit fällt auch 
die 10- bis ISprozentige Er­
höhung der Zuteilungspreise für 
Fleisch und Fleisch waren. Aus 
der Tabelle sind die Lebenshal­
tungskosten-Kurven (1950 =  100) 
für drei vierköpfige Familien 
mit 600 Ostmark, 40Q bis 450 
Ostmark und 200 Ostmark Ein­
kommen zu entnehmen. Die Ver­
sorgungsschwierigkeiten in der 
Zone haben aber zur Folge, daß 
die eigentlichen Kosten viel 
höher liegen, als es Zahlen und 
Tabelle ausdrücken, da mancher 
Bedarf auf teuren Umwegen ge­
deckt werden muß..

Aufstand in Poien 
verstärkt sich

Berlin (AP), Die Widerstands­
bewegung in Polen und den pol­
nisch besetzten deutschen Gebie­
ten nimmt nach zuverlässigen 
Berichten von Tag zu Tag grö­
ßeren Umfang an. Zur Unter­
drückung der Unruhen sind 
starke sowjetische Panzerein- 
heiteii aus der Sowjetzene nach 
Polen verlegt worden.

Hauptzentren der. Unruhen 
sind nach Flüchtlingsberichten 
der polnisch besetzte Teil von 
Frankfurt/Oder, Küstrin und 
andere Orte auf dem Ostufer 
der Oder, das gesamte Ober­
schlesische Industriegebiet und 
Brest-Litowsk. Die Eisenbahn- 
strecke Brest-Litowsk—Frank­
furt, die „Versorgungsstrecke“ 
der in Deutschland stationierten 
sowjetischen Truppen, ist nach 
einer Meldung des NWDR un­
terbrochen. In Frankfurt soll 
die Bevölkerung ein Kino, in 
dem ein sowjetischer -Film lief», 
gestürmt haben;

SSD vermißt Akten
Berlin (Eigenmeldung). Be­

trächtliches Durcheinander
herrscht noch immer in zahlrei­
chen Verwaltung«- und SSB-! 
Dienststellen in der SoWjetzone» 
da eine Müederbeschaffung der 
im Lauf der Ereignisse des 
17. Juni vernichteten Akten in 
den meisten Fällen unmöglich 
ist. Besonders der SSD verzeich­
net den Verlust vieler wichtiger 
Akten und Personalunterlagen, 
Das gleiche gilt für die SED.

Volljährigkeit bleibt
Frankfurt/M. (Eigenmeldung), 

Jugendliche aus der Sowjetzone 
werden nach Vollendung des 18. 
Lebensjahres auch in West­
deutschland als volljährig an­
erkannt. Im Westen sind Ju­
gendliche erst mit 21 Jahren 
volljährig. Die Justizministerien 
erklären, man könne einem Ju­
gendlichen, der in der Sowjet­
zone die Volljährigkeit erlangt 
habe, diese im Westen nicht 
mehr nehmen.

15 Fälle bereinigt
Berlin, (epd). Auf Grund der 

zwischen Vertretern der Kirche 
und der Sowjetzonen-Regierung 
getroffenen Vereinbarung, die
u. a. auch die Überprüfung der 
gegen kirchliche Vertreter er» 
gangenen Gerichtsurteile vorsah, 
wurden 15 Fälle bereinigt.

OIE ENTWICKLUNG OER AU FW END U NG E N  
FÜ R  S IS  LEBENSH ALTU NG  IN O ST-SSRU N 
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Butter statt Kanonen für die Zone?
von Professor Dr. Karl C. Thaliaeim

In der Erklärung des Polit­
büros der SED vom 9. Juni, in 
der der „neue Kurs“ in der So- 
wjetzone angekündigt wurde, 
war zum ersten Male auch von 
„Korrekturen des Plans der 
Schwerindustrie“ die Rede. Das 
damit angeschlagene Motiv wur­
de zwei Tage später vom „Mi­
nisterrat der DDR“ aufgenem- 
men, der für die nächste Zeit 
„Veränderungen des Fünfjahr­
planes“ in Aussicht stellte, „wel­
che die weitere Verbesserung 
der Lebenslage ermöglichen“.

Erst die nächsten Wochen 
werden zeigen können, oh und 
wieweit diesen Versprechungen 
auch Taten folgen werden. Ge­
schehen solche aber wirklich — 
in einem Umfange, der mehr 
bedeutet als bloße Korrekturen 
an Kleinigkeiten —, so hätten 
damit zum ersten Male im ge­
samten sowjetischen Machtbe­
reich seit dem Ende der durch 
Lenin begonnenen „Neuen öko­
nomischen Politik“ in der So­
wjetunion selbst die Tatsachen, 
und ihre politisch-psychologi­
schen Wirkungen eine e n t ­
s c h e i d e n d e  V e r ä n d e ­
r u n g  d e r  G r u n d l i n i e n  
derWirtschaf tspolitik erzwungen.

Es ist allgemein bekannt, daß 
diese Grundlinien bisher im ge­
samten Ostblockbereich die glei­
chen waren: Ausbau der Schwer­
industrie, d. h. der Grundstoff­
und Produktionsmittelindustrien, 
unter stärkster Bevorzugung al­
ler derjenigen Zweige, die un­
mittelbar rüstungswichtig sind; 
Ausrichtung des Außenhandels 
fast ausschließlich auf diese 
Planziele, unter bedenkenloser 
Zurückstellung auch dringender 
Konsumbedürfnisse der Bevöl­
kerung. Die Versorgungskrise, 
aus der die Sowjetzone nun 
schon seit vielen Monaten nicht 
mehr herauskommt, ist ebenso 
die Wirkung dieser menschen­
verachtenden Wirtschaftspolitik 
wie der maßlosen, sich über alle 
ökonomischen Bedenken blind 
hinwegsetzenden Kollektivie­
rung seit dem Parteikongreß 
der SED im Juli '1952.

Schwerfälliges System
Welche Gründe nun auch im­

mer die versprochene Umstel­
lung haben mag: selbst im gün­
stigsten Falle können spürbare 
Wirkungen e r s t  n a c h  e i ­

n e r  l ä n g e r e n  Ü b e r ­
g a n g s -  u n d  A n p a s ­
s u n g s p e r i o d e  eintreten. 
Das gilt für eine zentralgeleitete 
Planwirtschaft sowjetischen Typs 
noch viel mehr als für eine 
Marktwirtschaft, in der die 
Menschen an Privatinitiative ge­
wöhnt sind und bereit, aüs die­
ser Initiative heraus rasch zu 
handeln und auch Verantwor­
tungen zu übernehmen. Wie ent­
setzlich schwerfällig eine Zentral­
verwaltungswirtschaft auf ver­
änderte Voraussetzungen rea­
giert, zeigt die Geschichte der 
sowjetischen Planwirtschaft im 
Mutterland wie in den Satelliten­
ländern auf Schritt und Tritt.

Denn es handelt sich ja nicht 
nur darum, den Produktionsplan 
allein zu korrigieren. Da in der 
Wirtschaft alle Erscheinungen 
eng miteinander verflochten und 
voneinander abhängig sind, müs­
sen sich daraus entsprechende 
Korrekturen auch bei den vielen 
anderen Kategorien von Plänen 
ergeben. Ob die durch die Aus­
bootung aller nicht „Linien­
treuen“ in ihrer Leistungsfähig­
keit immer mehr geminderte 
Planbürokratie der Sowjetzone 
diesen Aufgaben kurzfristig ge­
wachsen ist, muß bezweifelt 
werden.

Woher Material nehmen?
Nicht weniger schwierig wird 

die M a t e r i a l b e s c h a f ­
f u n g  für eine Steigerung der 
Konsumgütererzeugung sein. 
Bisher galt ja der entscheidende 
Teil aller Bemühungen dem 
Ausbau solcher Zweige der 
Grundstoffindustrien, die der 
Produktionsmittel- und Rü­
stungsproduktion dienen. Natür­
lich kann hier eine Unischaltung 
vorgenommen werden: bei einem 
Verzicht auf Panzerfertigung 
können mehr Traktoren für die 
Landwirtschaft, mehr Haus- und 
Küchengeräte aus Blech, mehr 
Näh- und Stecknadeln für die 
Bevölkerung erzeugt werden — 
immer vorausgesetzt, daß die 
Abstriche an der Rüstungspro­
duktion nicht nur den Teil be­
treffen, der infolge der Material­
engpässe ohnehin »bereits als un­
möglich erkannt ist, dessen 
Fortfall also die ?Iaterialbasis 
für andere Fertigungen nicht er­
höhen würde.

Aber in vielen Bereichen wer­

den sich, selbst wenn die kom­
munistischen Planer ernsthaft 
zur Umstellung bereit sein soll­
ten, jetzt die S ü n d e n  d e r  
V e r g a n g e n h e i t  rächen. 
Wie will man beispielsweise den 
Wohnungsbau oder die Produk­
tion von Möbeln ernstlich stei­
gern, wenn infolge eines acht­
jährigen Raubbaus kaum noch 
schlagreifes Holz zur Verfügung 
steht? Wie will man die Pro­
duktion der Lebensmittelindu­
strie steigern, wenn der Kampf 
gegen das Großbauerntum, der 
Mangel an Düngemitteln und 
landwirtschaftlichen Maschinen 
die Erträge der Landwirtschaft 
erheblich unter dem Friedens­
stand halten? Vielleicht hofft 
man, durch gesteigerten Außen­
handel mit der westlichen Welt 
die Materialbasis der Konsum­
gütererzeugung zu vergrößern, 
nachdem die Unfähigkeit des 
Ostblocks zu ausreichenden Lie­
ferungen deutlich geworden ist. 
Aber woher sollen jetzt ausrei­
chende Gegenlieferungen der So­
wjetzone kommen, nachdem dort 
viele Jahre hindurch gerade d ie  
Wirtschaftszweige vernachläs­
sigt worden sind, die früher 
Westdeutschland und andere 
Märkte der westlichen Welt be­
lieferten?

Damit berühren wir einen 
sehr wichtigen Punkt; denn ge­
rade die z u k ü n f t i g e  E n t ­
w i c k l u n g  de s  A u ß e n -  
u n ö  I n t e r z o n e n h a n ­
d e l s  d e r  S o w j e t z o n e  
wird die Ernsthaftigkeit der 
jetzt proklamierten Absichten 
besonders deutlich erkennen 
lassen. Will man in Zukunft 
wirklich „Butter statt Kanonen“ 
erzeugen, dann muß dies zu­
allererst zu einer erheblichen 
Umstellung in den Bedarfswün­
schen führen, die die Sowjetzone 
für ihre Bezüge aus West­
deutschland und der übrigen 
Welt anmeldet. Und da die Er­
weiterung der Materialgrundlage 
die erste Voraussetzung jeder 
Steigerung der Konsumgüter­
erzeugung ist, gibt das noch in 
der sowjetischen Besatzungs­
zone herrschende System der 
westlichen Welt selbst ein un­
trügliches Mittel in die Hand für 
die Feststellung, ob die neue 
Parole „Butter statt Kanonen“ 
Propagandagetön oder Ernst ist.



a n
T Ä G

A
iGommissaf s agt, zuriigschiggen, is'n änglischer Sgotsch-Tärns?!'

Nur flüstern,» . .
Feuersicher

Funktionär Meier ist Chemiker in einem 
Westberliner Laboratorium des Aufbau­
ministeriums. Ganz stolz erzählt er einem 
Freund, daß er ein neues Mittel entdeckt 
hat, durch das Holz feuersicher wird. Eine 
revolutionierende Neuigkeit! Wieder einmal 
ein Schritt weiter im Kampf um den Frieden.

Aber seinem Freund imponiert das wenig. 
„Hör mal“, sagt er, „hast du da nicht um­
sonst gearbeitet? Unsere Streichholzfabri­
ken müssen die Erfindung schon lange ge­
macht haben.“

So menschlich . . .
Mit einer Gruppe von Volkspolizisten 

kommt ein SSD-Mann in' den Betrieb, um 
„Provokateure“ und „Rädelsführer des Auf­
standes“ zu verhaften. Bei einem Arbeiter 
weiß er nicht recht, ob er ihn auch noch mit­
nehmen soll.

„Ich will dir feine Chance geben“, sagt er 
zu ihm, „ich habe im letzten Krieg ein Auga 
verloren und trage dafür ein Glasauge, 
Wenn du mir sagst, welches das Glasauge 
ist, lasse ich dich laufen.“

Der Arbeiter sieht ihn nur kurz an, dann 
sagt er besimmt: „Es ist das linke.“

Der SSD-Mann wundert sich: „Wie hast 
du das so schnell gesehen?“

„Ganz einfach“, antwortet der Arbeiter, „es 
guckt immerhin menschlich.“

Nuschkes sozialer Abstand
Das Politbüro sollte  ̂ es Otto 

Nuschke verbieten, noch einmal 
nach Westberlin zu fahren. Er 
muß doch etwas gemerkt haben: 
Daß dort nämlich die sozialen 
Verhältnisse viel besser sind als 
im Pankower Machtbereich. 
Buchstäblich beim letzten „Be­
such“ muß Nuschke diese Er­
kenntnis aufgegangen sein, denn 
bis dahin hatte er stets im 
Brustton der Überzeugung kund­
getan, die Verhältnisse im 
Westen seien katastrophal, die 
im Osten dagegen glänzend.

Und nun — man liest es in der 
„Neuen Zeit“ und staunt — hat 
Otto Nuschke vor seinem Ost­
CDU -Hauptvor stan d wo r twör t- 
lich gesagt: „Die neue Politik 
ist eine grundsätzliche Wende. 
Sie bedeutet eine Verringerung 
des Abstandes zwischen unseren 
sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen und jenen des 
Westens.“

Ist es möglich — Nuschke ge­
steht ein, daß selbst die zwei 
Milliarden Mark (er gibt sie in 
der gleichen Rede zu), die nun

für die bessere Versorgung der 
Bevölkerung zur Verfügung ge­
stellt werden sollen, nicht ein­
mal genügen, um das gleiche so­
ziale und wirtschaftliche Niveau 
wie Westdeutschland zu errei­
chen! Sie ermöglichen allenfalls 
eine „Verringerung des Ab­
standes“ !

Otto Nuschke sind schon des 
öfteren ungewollte Geständnisse 
entschlüpft. Dies hier ist aller­
dings eine Bankerotterklärung.

Diktators Sorgen
Walter Ulbricht hat jetzt 

ernsthafte Sorgen, wie er seinen 
Lenin-Bart wohlgepflegt erhal­
ten soll. Jede Woche sucht er 
sich einen neuen Friseur. Und 
immer entspinnt sich das gleiche 
Gespräch:

„Kennen Sie mich?“
„Nein, mein Herr!“
„Gut! Wenn Sie mich nicht 

kennen — dann rasieren Sie 
mich!“ lehnt sich Ulbricht be­
ruhigt in den Sessel zurück.

Keine Zukunft
Otto Grotewohl ließ es nach 

dem Aufstand in der Zone doch 
keine Ruhe. Seine Sorgen waren 
zu groß, Er ging zu einer Wahr­
sagerin: „Sagen Sie mir die Zu­
kunft!“

„Sie haben Pech“, antwortete 
die Wahrsagerin kühl. „Erstens 
wahrsage ich schon lange nicht 
mehr und zweitens wäre das 
bei Ihnen überflüssig. Sie haben 
in Deutschland sowieso keine 
Zukunft!“

Die Tapeten
Ein neuer Block in der Stalin­

allee ist fertig geworden. Das 
Gerüst wird abgenommen — und 
im gleichen Augenblick stürzt 
das ganze Haus ein.

Der Architekt ist entsetzt. In 
größter Hast läuft er zur näch­
sten Telefonzelle und ruft Ul­
bricht an.

Der platzt bald vor Wut. 
„Schon wieder die Stalinallee!" 
schreit er. „Ihr Saboteure! 
Habe ich euch nicht gesagt, ihr 
sollt das Gerüst nicht abnehmen, 
ehe die Tapeten geklebt sind?“



Die ersten Einzelheiten vom Everest-Gipfelsturm
Expedition in London eingetroffen - Auf die Welt hinabgeblickt

London (AP/DPA). Unter dem stürmischen Jubel einer nach 
Tausenden zählenden Menschenmenge sind die Mount-Everest- 
Bezwinger Tensing und Hillary zusammen mit Expeditionsleiter 
Oberst Hunt und den anderen Mitgliedern der britischen Hima­
laja-Expedition am Freitag in London eingetroffen. In einer 
stark besuchten Pressekonferenz teilten sie die bisher unbekann­
ten Einzelheiten ihres Gipfelsieges mit.
Oberst Hunt deutete in die­

sem Zusammenhang an, daß 
neue Versuche zur Bezwingung 
des Mount Everest unternom­
men würden. Er zieht auch in 
Betracht, den dritthöchsten 
Berg der Welt, den 8580 Meter 
hohen Kangehendzönga, anzu­
gehen, der ebenfalls an der 
Grenze v « i  Nepal im Himalaja 
Hegt.

Über die ersten Eindrücke 
nach der Bezwingung des Mount 
Everest berichtete Hillary;

„Es war fast eine Über­
raschung. Ein fester Schneekegel 
formt einen vollkommenen, scho­
nen Gipfel, auf dem mehrere 
Menschen stehen können. Es 
war halb zwölf, fünf Stunden 
nach unserem Aufbruch. Tensing 
breitete seine Arme aus und fiel 
mir glücklich um den Hals. Ich 
3.0g meine Kamera heraus und 
machte einige Bilder von ihm, 
Während er die Plaggen der 
Vereinten Nationen, Großbritan­
niens, Nepals und Indiens an 
seinem Eispickel hochhielt. Wir 
hatten gute Sicht.- Wir blickten 
auf die * Welt hinab, die wie 
eine Karte zu unseren Füßen 
lag. Ich versuchte dann, irgencl' 
^welche Zeichen dafür zu ent-

Berliu (Eigenmeldung). Eine 
Glaubenskundgebung zu früher 
Abendstunde eines Werktages in 
Berlin? Die Abschlußfeier des 
Berliner Katholikentages war 
Beweis, daß das kein Wagnis 
war. 30 000 Katholiken aus West- 
■und Ostberlin füllten die Wald­
bühne.

Wenigstens die Hälfte war aus 
dem Ostsektor gekommen. Erst 
am Nachmittag zuvor hatte die 
Sowjetzonenregierung die Aus­
stellung von Passierscheinen ge­
nehmigt.

„Der Zustand unserer Welt und 
nicht nur unserer Stadt ist be­
sorgniserregend“, rief der Bi­
schof von Berlin, Wilhelm Wes-

decken, daß Mallory und Irvine 
1924 den Gipfel erreicht haben. 
(Die beiden Bergsteiger wurden 
damals durch treibende Wolken 
hindurch zum letztenmal ge­
sehen, als sie auf dem Nordost­
grad gegen den Gipfel vorgin­
gen. Die Bed.) Ich fand nichts. 
Wir saßen im Schnee, betrach­
teten das gewaltige Panorama 
um uns herum. Doch wurde 
schließlich unser Sauerstoff

Die Generalintendanz der städ­
tischen Bühnen Wuppertal-So­
lingen hat Bert Brechts „Das 
Leben König Eduards II. von 
England“ vom Spielplan abge­
setzt: als Antwort auf Brechts 
S ©lidar itäts erklär ung an den 
S ED - General s ekr etär Walter Ul­
bricht.

Rrockhaiis in Wiesbaden
Nachdem das Stammhaus des 

Verlagres F. A. Brockhaus in 
Leipzig enteignet wurde, haben 
die rechtmäßigen Eigentümer 
die Leipziger Firma jetzt nach 
Wiesbaden verlegt, wo der Ver­
lag Eberhard Brockhaus seit 
1945 die Leipziger Tradition 
fortgeführt hat. Vom 1. Juli an

kämm, in seiner Ansprache aus. 
Eines sehe der Osten nicht: Die 
Freiheit und Würde des Men­
schen könne man nicht überfah­
ren. Man könne nicht die Per­
sönlichkeit vernichten, um die 
Gemeinschaft zu bauen.

Unter stürmischem Beifall gab 
Bischof Weskamm bekannt, daß 
das Kinderheim Saarow den 
Hedwigsschwestern wieder zu­
rückgegeben worden ist und die 
öffentlichen Verleumdungen als 
Fehler bezeichnet ■ wurden. Die 
herzlichen Grüße, die der Bi­
schof denen in Ostberlin und in 
der Zone übermittelte, wurden 
gleichfalls mit starkem Beifall 
unterstrichen.

knapp und nach etwa 20 Mi­
nuten begannen wir den Ab­
stieg.“

Zum Andenken an den großen 
Augenblick der Erstbesteigung 
nahm Hillary drei-kleine grau­
schwärzliche Gesteinsbrocken 
vom Gipfel mit.

Der Aufstieg war schwierig 
gewesen, denn schon da begann 
der Sauerstoff knapp und der 
Schnee immer lockerer zu wer­
den, erzählte Hillary. Ein ra­
scher Entschluß war zu treffen: 
umkehren oder im Fall späte­
rer Abstiegsschwierigkeiten den 
Höhentod zu riskieren. Beide 
beschlossen, es zu wagen.

firmiert der Verlag wieder un­
ter dem weltbekannten Namen 
F. A. Brockhaus.

SSD, iiertiörenl
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohneRüek- 
\ sicht auf die politische Ge­

sinnung des Empfängers, 
i Gegner sind als Empfänger 

sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 

| als andere, die Wahrheit zu •>
I erfahren. Wer Verdacht hat, j 

daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei § 

j ©der beim Bürgermeister- I 
{ amt oder bei seiner Dienst- || 
\ stelle abgeben. übrigens p 

wird er auch dort gern |! 
gelesen.

Saison des RIAS-Orchesters
Ferenc Fricsay, Chefdirigent 

des BIAS-Symphonie-Orchesters, 
Victor Desarzens, Georg Lud­
wig Jöehum, Ernest Ansermet, 
Otto Klemperer und Clemens 
Krauß dirigieren die zehn Dop- 
pel-Abonnements-Konzerte des 
Orchesters in der nächsten Sai­
son. Als Solisten wirken u. a. 
William Primrose, Wolf gang 
Schneiderhan, Hermann Toett- 
eher, Clara Haskil, Hans-Erich 
Riebensahm, Robert Casadeus 
und Heinrich Geuser mit.
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30000 in der Waldbühne
Die Abschlußfeier des deutschen Katholikentages

Bert Brecht vom Spielplan abgesetzt


